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Sachverhalt 

 

Gesetzentwurf zum „Gesetz über die unternehmerischen Sorgfaltspflichten zur 

Vermeidung von Menschenrechtverletzungen in Lieferketten“ (Lieferkettengesetz)  

Die Bundesregierung beschreibt die Intention des aktuell diskutierten Lieferkettengesetzes 
wie folgt:  

„Im Handel und der Produktion werden im Zuge der weltweiten Lieferketten immer wieder 
grundlegende Menschenrechte verletzt. Dazu zählen Kinderarbeit, Ausbeutung, 
Diskriminierung und fehlende Arbeitsrechte. Auch die Umweltzerstörung wird in den Blick 
genommen: illegale Abholzung, Pestizid-Ausstoß, Wasser- und Luftverschmutzung. 

Unternehmen in Deutschland verdienen an dem, was in anderen Teilen der Welt erarbeitet 
wird. Darum tragen sie auch Verantwortung für die Achtung der Menschenrechte entlang 
ihrer Lieferkette. Mit dem „Gesetzesentwurf über die unternehmerischen Sorgfaltspflichten in 
Lieferketten“ sollen deutsche Unternehmen verpflichtet werden, ihrer globalen Verantwortung 
besser nachzukommen. Mit dem Gesetz werden gleichzeitig auch Wettbewerbsnachteile für 
Unternehmen abgebaut, die schon heute freiwillig in ein nachhaltiges 
Lieferkettenmanagement investieren. 

Die Verantwortung der Unternehmen soll sich entsprechend des neuen Gesetzes auf die 
gesamte Lieferkette erstrecken, abgestuft nach den Einflussmöglichkeiten. Die Pflichten 
müssen durch die Unternehmen in ihrem eigenen Geschäftsbereich sowie gegenüber ihren 
unmittelbaren Zulieferern umgesetzt werden. Mittelbare Zulieferer werden einbezogen, 
sobald das Unternehmen von Menschenrechtsverletzungen auf dieser Ebene substantiierte 
Kenntnis erhält. 

Das Gesetz konkretisiert, in welcher Form die Unternehmen ihre menschenrechtliche 
Sorgfaltspflicht erfüllen. Dies beinhaltet, dass sie menschenrechtliche Risiken analysieren, 
Präventions- und Abhilfemaßnahmen ergreifen, Beschwerdemöglichkeiten einrichten und 
über ihre Aktivitäten berichten müssen. 

Auch der Umweltschutz ist im Entwurf des Gesetzes erfasst, soweit Umweltrisiken zu 
Menschenrechtsverletzungen führen können. Zudem werden umweltbezogene Pflichten 
etabliert, die sich aus zwei internationalen Abkommen zum Schutz vor den Gesundheits- und 
Umweltgefahren durch Quecksilber und langlebige organische Schadstoffe ergeben.“ 

(Quelle: https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/lieferkettengesetz-1872010)  

Das Lieferkettengesetz soll nach den Plänen der Bundesregierung ab 2023 für Konzerne mit 
mehr als 3.000 Beschäftigten, ab 2024 für Unternehmen mit über 1.000 Beschäftigten gelten. 
Kleinere und mittlere Unternehmen sind vom Lieferkettengesetz nicht betroffen, es sei denn 
ihre Geschäftstätigkeiten bergen in besonderem Umfang Menschenrechts- und 
Umweltrisiken, wie z.B. in der Textilbranche.  

Resolution für ein starkes Lieferkettengesetz  

Nach einem Austauschtreffen von Kommunen im Rahmen des Wettbewerbs „Hauptstadt des 
Fairen Handels“ im November 2020 schlossen sich engagierte Städte und Gemeinden 
zusammen und verfassten den Resolutionstext „Kommunen für ein starkes Lieferkettengesetz 
in Deutschland“. Bis zur ersten Zeichnungsfrist am 8. Februar 2021 hatten bereits 34 Städte 
und Gemeinden aus ganz Deutschland die Resolution unterzeichnet, inzwischen sind es über 
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40 (Liste im Anhang). Bis Ende März 2021 sind weitere Kommunen dazu einladen, die 
Resolution zu unterzeichnen.  

Die unterzeichnenden Kommunen greifen die grundsätzlichen Forderungen der Initiative 

„Lieferkettengesetz“ nach Haftungsregelungen als Kernstück eines wirksamen 

Lieferkettengesetzes sowie nach effektiven staatlichen Durchsetzungsmechanismen auf.  

Auf Kommunen entfällt der Großteil des Einkaufsvolumens der Öffentlichen Hand in 

Deutschland, das bei rund 350 Milliarden Euro liegt. Kommunen sind daher wichtige Vorreiter 

bei der nachhaltigen Beschaffung. Von einem Lieferkettengesetz würden diese Bemühungen 

profitieren: Es ist davon auszugehen, dass das Warenangebot, das sozial- und umweltgerecht 

hergestellt wird, spürbar steigen wird - andererseits können Unternehmen, die gegen Auflagen 

des Gesetzes verstoßen, von Vergabeverfahren ausgeschlossen werden.  

Auch die Stadt Nürnberg nimmt die genannte Vorreiterfunktion wahr: So wurde z.B. im 

Rahmen der neuen, 2015 beschlossenen, zentralen Beschaffungsstruktur 

Nachhaltigkeitsaspekte als festen Bestandteil in Beschaffungsvorgänge integriert. 2019 trat 

die Stadt Nürnberg zum Pakt für nachhaltige Beschaffung der Europäischen Metropolregion 

Nürnberg bei.  

Mit der Unterzeichnung der Resolution bekräftigt die Stadt Nürnberg ihr bundesweites und 

internationales Engagement für das Thema Menschenrechte (Stadt der Menschenrechte, 

Vergabe des internationalen Menschenrechtspreises, Veranstaltung des Nurermberg 

International Human Rights Film Festivals, zertifizierte Fairtrade Stadt uvm.).  

 


